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Stellungnahme zum Entwurf des Bayerischen Bauturbo-Gesetzes 
hier: Verbandsanhörung 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum vorliegenden Entwurf des Bayeri-

schen Bauturbo-Gesetzes. Die Bemühungen um eine Deregulierung und Entbürokratisierung 

im Bauordnungsrecht zur Beschleunigung des Wohnungsbaus werden ausdrücklich begrüßt. 

Im Sinne einer rechtssicheren, verständlichen und in der Praxis vollzugstauglichen Umset-

zung des Vorhabens erlauben wir uns jedoch zusammen mit den mitzeichnenden Verbän-

den, zu einzelnen Änderungen gesondert Stellung zu nehmen. Darüber hinaus behalten wir 

uns vor, eine ergänzende Stellungnahme nachzureichen, weil innerhalb der Bayerischen In-

genieurekammer-Bau nicht alle beteiligten Gremien binnen der zur Verfügung gestellten Äu-

ßerungsfrist beraten konnten. 

1. Art. 26 Abs. 2 Satz 2 – Ausnahme für Kleinteile an Außenwänden 

Mit Einfügung einer neuen Nr. 4 sollen Kleinteilen (Dübel, Verbindungsmittel, punktuelle Ab-

dichtungen), die nicht zur Brandausbreitung beitragen, von den Anforderungen für Außen-

wände ausgenommen werden. Der Sache nach ist diese Neuregelung zwar unproblema-

tisch. Wir meinen aber, dass sich die BayBO auf wesentliche bauordnungsrechtliche Anfor-

derungen beschränken sollte. Mit der Aufnahme dieser kleinteiligen Ziffer ist absehbar, dass 

dieselbe Detailfrage künftig auch für Decken, Trennwände und Brandwände aufgeworfen 

wird, was zu einer unnötigen Aufblähung des Verordnungstextes führt. 
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2. Art. 27 Abs. 4 – Anschluss feuerwiderstandsfähiger Trennwände im Dachraum 

Im Ansatz begrüßen wir die Möglichkeit, Anschlüsse feuerwiderstandsfähiger Trennwände 

an die Bedachung gemäß DIN 4102-4 von Juli 2025 zu ermöglichen, ohne dazu Anträge auf 

Abweichungen stellen zu müssen. Dennoch ist grundsätzlich zu kritisieren, dass übergeord-

nete Richtlinien (wie die Holzbaurichtlinie in Verbindung mit DIN 4102-4) zunehmend ein-

zelne Sonderkonstruktionen im Detail regeln, statt pauschale, verallgemeinernde Bemes-

sungsregeln zu formulieren. Einfache und verständliche Regeln mit tolerierten Restrisiken 

würden die Verständlichkeit der Bauordnung verbessern. 

3. Art. 28 Abs. 5 Satz 4 – Überführung brennbarer Dachlatten über Brandwände 

Der Entwurf will hölzerner Dachlatten und brennbarer Folien über den oberen Abschluss von 

Brandwänden hinweg zulassen, sofern sie hohlraumfrei in nichtbrennbare, formstabile 

Dämmstoffe eingebettet sind. Diese Änderung wird entschieden abgelehnt. Die bisherige, 

einfache und klare Regel, dass keine brennbareren Baustoffe über Brandwände hinwegge-

führt werden dürfen, wird ohne Not aufgeweicht. In der Baupraxis ist es etablierter Standard 

aller Dachdecker, in diesem Bereich Blechspangen anstelle von Dachlatten zu verwenden. 

Zudem ist die geforderte „Hohlraumfreiheit“ bei klassischen Dachziegeln ohnehin nur mittels 

aufwendigem Mörteleinsatz realisierbar. Eine Ausführung mit formstabiler Dämmung in Ver-

bindung mit profilierten Ziegeln lässt sich baupraktisch kaum hohlraumfrei herstellen, es sei 

denn durch teure, formschlüssig vorgeformte Sonderbauteile, was das Bauen unnötig verteu-

ert und das Ziel der Kostensenkung konterkariert. 

4. Art. 28 Abs. 7 Satz 4 – Schwerentflammbare Dämmstoffe im Sockelbereich von Brand-

wänden 

Im Sockelbereich von Brandwänden sollen künftig schwerentflammbare Dämmstoffe bis zu 

einer Höhe von 1 m zugelassen werden. Diese praxisgerechte Erleichterung wird im Prinzip 

begrüßt. Aus fachlicher Sicht muss jedoch darauf hingewiesen werden, dass es im Vollzug 

nicht um den isolierten Dämmstoff allein gehen darf. Maßgeblich ist stets die Konstruktion als 

Ganzes, also das Wärmedämmverbundsystem (WDVS) mit entsprechendem Verwendbar-

keitsnachweis. 

5. Art. 32 Abs. 7 – Freistellung von notwendigen Treppen innerhalb einer Nutzungseinheit 

Die Freistellung von notwendigen Treppen ohne eigenen Treppenraum (z.B. innerhalb von 

Maisonette-Wohnungen) von den allgemeinen Brandschutzanforderungen wird ausdrücklich 

begrüßt. 
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6. Art. 46 Abs. 2 Satz 2 – Ausnahme von gemeinschaftlichen Abstellräumen 

Vorgesehen ist eine Lockerung der Anforderungen an gemeinschaftliche Abstellräume. Die 

Einführung dieser Ausnahme ist im Kern sinnvoll. Es ist jedoch zu kritisieren, dass die Rege-

lung mit mehreren unbestimmten Rechtsbegriffen („schwierige Gelände- oder Bestandsver-

hältnisse“, „unverhältnismäßiger Mehraufwand“) arbeitet. Dies lädt zu langwierigen Diskussi-

onen der Bauträger mit den Behörden ein. Für das übergeordnete Ziel des „bezahlbaren 

Wohnraums“ ist im Grunde jeder bürokratische oder bauliche Mehraufwand von vornherein 

als unverhältnismäßig anzusehen. Eine schärfere und klarere Begrifflichkeit wäre hier wün-

schenswert. 

7. Art. 48a Satz 2 – Anschluss neuer Bauteile an den Bestand beim Umbau 

Die Änderung will Anschlüsse neuer Bauteile an den Gebäudebestand erleichtern, ohne 

dass erneute Nachweise der Feuerwiderstandsfähigkeit oder Bauartgenehmigungen gefor-

dert werden. Die Formulierung des Satzes 2 kann jedoch fälschlicherweise so ausgelegt 

werden, dass damit bauaufsichtliche Nachweise für neue Bauteile generell entfallen dürfen. 

Um eine Fehlinterpretation durch die Praxis auszuschließen, schlagen wir folgende Präzisie-

rung vor: 

„Bei der Verwendung neuer Bauteile sind deren Anschlussbedingungen an Bestandsbauteile 

unmaßgeblich.“ 

8. Art. 62b Abs. 2 – Entfall der Brandschutz-Prüfpflicht für Mittelgaragen 

Der vollständige Entfall der bauaufsichtlichen Prüfung oder Bescheinigung des Brandschutz-

nachweises für Mittelgaragen (bis 1.000 m² Fläche) wird entschieden abgelehnt. Während 

die Erfahrungen in der reinen theoretischen Planungsphase einen solchen Schritt aus politi-

scher Sicht vermeintlich rechtfertigen mögen, zeigt das reale Bild bei der Bauüberwachung 

eklatante und wiederkehrende Mängel. Brandschutzmängel bei der Ausführung von Mittelga-

ragen sind eher die Regel als die Ausnahme. Insbesondere unzureichende Schleusenausbil-

dungen zu angrenzenden Bereichen stellen regelmäßige und gravierende Mängel dar. Da 

Prüfsachverständige für Brandschutz nach § 19 Abs. 1 Satz 2 PrüfVBau die Bescheinigung 

Brandschutz II über die ordnungsgemäße Bauausführung nur für solche Brandschutznach-

weise ausstellen, die sie zuvor geprüft haben, entfällt mit dem Verzicht auf die Bescheini-

gung Brandschutz I unweigerlich auch die Prüfung der fehlerfreien Ausführung des Brand-

schutznachweises. 

Da gleichzeitig die behördliche Bauüberwachung nach Art. 77 BayBO flächendeckend we-

gen akutem Personalmangel kaum noch im erforderlichen Umfang stattfindet, würden diese 

Fehler künftig gänzlich unentdeckt bleiben. Der jeweils anschließende Treppenraum stellt 

den ersten und oft einzigen baulichen Rettungsweg eines Wohngebäudes dar. Dieser muss 
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weiterhin unter dem Schutz des etablierten Vier-Augen-Prinzips durch unabhängige Prüf-

sachverständige stehen. Ein Brandfall in einer Garage bei gleichzeitig versagenden, unge-

prüften Rettungswegen führt unweigerlich zu katastrophalen Folgen. 

Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind bereits mit zahlreichen anderen Aufgaben belastet, 

für die sie originär zuständig und darauf entsprechend ausgerichtet sind. Brandschutz als 

Planungsdisziplin wird in der universitären Ausbildung von Bauingenieuren nur rudimentär 

behandelt, so dass die notwendigen Kenntnisse berufsbegleitend erworben werden müssen. 

Die berufsbegleitende Ausbildung im Bereich der öffentlichen Verwaltung kann dem ggf. 

nicht in ausreichendem Umfang nachkommen. 

Wir empfehlen, auf die in ausreichender Anzahl bereitstehenden, besonders qualifizierten 

Prüfenden im Brandschutz zurückzugreifen. Eine Änderung in Art. 62b Abs. .2 BayBO darf 

vor diesem Hintergrund nicht Mittelgaragen herausnehmen, sondern muss den Fokus auf die 

Prüfung durch Prüfsachverständige legen. In Satz 1 der Vorschrift sind deshalb nur die 

Worte „sein oder wird bauaufsichtlich geprüft“ zu streichen. Dieser Schritt würde die unteren 

Bauaufsichten entlasten, Verfahren massiv beschleunigen und das Sicherheitsniveau in Bay-

ern nachhaltig sichern. 

 

Die Bayerische Ingenieurekammer-Bau ist im Bayerischen Lobbyregister eingetragen (Lobbyregister-

ID: DEBYLT009B). Geschäftsgeheimnisse oder andere im Einzelfall ähnlich schutzwürdige persönli-

che Informationen in den übermittelten Unterlagen stehen einer Veröffentlichung nicht entgegen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 
Bayerische Ingenieurekammer-Bau      VPI Bayern e. V.         VBI Bayern e.V. 

 

 

Prof. Dr.-Ing. Norbert Gebbeken    Dr.-Ing. Gregor Hammelehle    Dr.-Ing. Christoph Gottanka 

Präsident         1. Vorsitzender            Vorsitzender 


